

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 10. März 1994 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.12 Uhr


                 Ende: 20.46 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  17.40 Uhr - 18.48 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Frau Schalow



Herr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:
Frau Bashir-Fuchs

Ratsmitglieder:
Frau Bashir-Fuchs, Herr Biallowons, Herr Breitkopf, 



Herr Diekelmann, Herr Diesel, Herr Diester, 

Herr Finger, Herr Gebhardt, Frau Georgens-Busch, Herr Dr. Graner, Herr Dr. Haass, Frau Halbe, 

Frau Helmig, Herr Jaehnike, Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, 



Herr Kühlmorgen, Frau Lebert, Frau Lentz, 

Frau Lindner, Herr Löwner, Herr Malonn, Herr Möller, Herr Moriz, Frau Nitschke-Frank, Frau Pahnke, 



Frau Pfitzner, Herr Plath, Herr Raupach, 



Herr Dr. Reimers, Frau Reyer, Herr Rogacki, 

Frau Schalow, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Frau Schuckenböhmer, Herr Schultz, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Stein, Herr Tank, Herr Tovar, 



Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Witt, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Frau Georgens-Busch



Frau Jöhnck

Es kommen später:
Herr Diesel, Herr Raupach

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und





Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 2 Ratsmitglieder entschuldigt haben und zwei später kommen werden, so daß zu Beginn der Ratsversammlung 45 und spä​ter 47 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.


Ehrung des verstorbenen Alt-Bürgermeisters Dr. Herbert Fuchs

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) begrüßt die Familie des Verstorbenen, die im Ratssaal Platz genommen hat, und erinnert in einer Gedenkrede an


Dr. Fuchs.


Das Redemanuskript ist dieser Niederschrift als Anlage beigefügt.


Rückblick auf die abgelaufene Wahlperiode

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) nimmt das letzte Zusammentreten der Ratsversammlung in ihrer jetzigen Zusammensetzung zum Anlaß, die Arbeit des Stadtparlaments in den letzten 4 Jahren Revue passieren zu lassen.


Das Redemanuskript ist dieser Niederschrift als Anlage beigefügt.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 7. März 1994 nachgeschickt


und


- mit einer weiteren Zusammenstellung zur Sitzung auf den Tisch gelegt wor-



den.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung

Punkt 9.  Finanzierung des Organisationsgutachtens             - Drs. 145 -




"Verwaltungsreformmodell Kiel"




- im Magistrat vertagt -

Punkt 10. Externe Organisationsuntersuchung im                 - Drs. 158 ​


Bereich der städtischen Bau- und


Betriebshöfe


- im Bauausschuß zurückgestellt -

Punkt 14. Kommunale Umweltverträglichkeitsprüfung              - Drs. 152 -


- vom Dezernenten zurückgezogen.



Der endgültige Beschluß ist im Magistrat



gefaßt worden. -

Nichtöffentliche Sitzung

Punkt 1.  Bio-Abfallkompostierungsanlage in Kiel               - Drs. 139 ​- 


im Ausschuß vertagt -

Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.

Punkt 11. Wirtschaftsförderungsgesellschaft                    - Drs. 159 


​hier: Änderung der Hauptsatzung und




Übergang der Aufgaben des Amtes

für Wirtschafts- und Verkehrs​förderung

ist vom Dezernenten im Magistrat zurückgezogen worden.

Außerhalb der Zusammenstellung wurde eine Vorlage "Gründung einer Wirt​schaftsförderungsgesellschaft mbH" - Drs. 213 - auf den Tisch gelegt, die unter diesem Tagesordnungspunkt beraten werden soll.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Im Ältestenrat bestand Einvernehmen, die auf den Tisch gelegte Vorlage "An​erkennung der Landeshauptstadt Kiel als Ziel-II-Gebiet nach der EG-Struk​turfondsverordnung, hier: Verwendung der Mittel" - Drs. 136 - als Tagesord​nungspunkt 10. zu behandeln.

Bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen - mit Ausnahme von Ände​rungs- und Ergänzungsanträgen - handelt es sich um dringende Angelegenhei​ten. Über die Aufnahme dieser Vorlagen und Anträge in die Tagesordnung muß die Ratsversammlung entscheiden.

Es entwickelt sich eine Debatte über die Dringlichkeit der auf den Tisch gelegten Anträge der CDU-Ratsfraktion zu

Punkt 8 c.  Museum für Industrie und Alltagskultur        - Drs. 203 -, Punkt 8 d.  Wirtschaftsförderungsgesellschaft             - Drs. 204 - und Punkt 8 e.  Aufgabenkritik/Haushaltskonsolidierung        - Drs. 211 -.

Für eine Aufnahme in die Tagesordnung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsversammlung erforderlich.

Beschluß über die Dringlichkeit:  Abgelehnt - mit Mehrheit

Die Dringlichkeit der übrigen inner- und außerhalb von Zusammenstellungen nachgereichten Vorlagen wird einstimmig anerkannt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord​nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen 

a) Rathausstraße 13                                            - Drs. 205 -

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Herrn Viktor Braun vor:

Stimmt es, daß die Stadt Kiel, Liegenschaftsamt, vertreten durch ihre Verwaltungsgesellschaft KSS, beim Abriß der Rathausstraße 13 mit Schäden am Gebäude Kleiner Kuhberg 40/Rathausstraße 15 rechnet und deswegen er​forderliche Sanierungsmaßnahmen aufschiebt?

Der Fragesteller ist nicht erschienen und erhält eine Kopie der schrift​lichen Antwort.



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

4. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde haben zunächst zwei Themen vorgelegen, die aber von den antragstellenden Fraktionen im Ältestenrat zurückgezogen worden sind.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit heute.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 20. Januar 1994

Die Niederschrift hat ausgelegen, es sind keine Einwendungen eingegangen.

Antrag:     Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am




   20. Januar 1994 wird genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) "Einschnitte in die Kulturpolitik"                          - Drs. 160 -



Appell des Kultursenats der Landeshauptstadt Kiel



Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Der Kultursenat der Landeshauptstadt Kiel hat sich in einem Appell an die Ratsversammlung gewandt. Das Schreiben der Vorsitzenden des Kultur​senates, Frau Rektorin Prof. Dr. Karin Peschel, gebe ich Ihnen in der Anlage zur Kenntnis.



Kenntnis genommen

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz                        - Drs. 129 -



hier: Auswertung der Befragung der Mitarbeiter-




innen und Mitarbeiter



Kenntnis genommen

b) Weitergabe von Bewerbungsunterlagen an den                  - Drs. 186 -



Orchestervorstand



Kenntnis genommen

c) Umfrage über die Höhe der EDV-Aufwendungen                  - Drs. 177 -



1989/1991/1993 in der Landeshauptstadt Kiel und



Städten vergleichbarer Größenordnung



Kenntnis genommen

d) Fortschreibung der Ansiedlungsverhandlungen                 - Drs. 212 -



Kenntnis genommen


e) Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kiel mbH



hier: Zukunft der Mitarbeiter/innen des Amtes 72



- Schriftliches Material liegt nicht vor -

Oberbürgermeister   Dr.   K e l l i n g   (SPD) teilt mit, daß den Mit​arbeiterinnen und Mitarbeitern des Amtes für Wirtschafts- und Verkehrs​förderung die Statussicherheit garantiert, es keine Entlassungen geben und ein Übergang in die neue Gesellschaft auf Basis der Freiwilligkeit ermöglicht werde.

Den übrigen, an einer Überleitung in die Gesellschaft nicht Interessier​ten, werden adäquate Arbeitsplätze als Ersatz in der Stadtverwaltung an​geboten; allerdings müsse hierbei eine Umsetzungsbereitschaft vorausge​setzt werden.



Kenntnis genommen

8. Anträge der Fraktion 

a) Bericht zur KIBA GmbH in Gründung                           - Drs. 164 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat - Sozialdezernent - wird beauftragt, folgende Fragen zu klären und darüber in der nächsten Sitzung des Sozialausschusses Bericht zu erstatten:

1. Ist es juristisch korrekt, daß bereits seit geraumer Zeit von der KIBA GmbH in Gründung Arbeitsverträge abgeschlossen werden, obwohl die KIBA noch nicht (Stand 25.02.94) in das Handelsregister eingetra​gen ist? Sind die bisher derart abgeschlossenen Arbeitsverträge über​haupt gültig? Wenn nein, welche Konsequenzen hat das für die betrof​fenen Arbeitnehmer/innen?

2. Laut Auskünften des ehrenamtlich bestellten Geschäftsführers der KIBA GmbH in Gründung bestehen seit geraumer Zeit Bemühungen, einen Haustarif mit der Gewerkschaft ÖTV abzuschließen. Nach eigenen Infor​mationen scheinen bisher weder der ÖTV-Kreis- noch der ÖTV-Landesver​band von diesen Absichten informiert zu sein.

Wann wurde die ÖTV von den Absichten für einen KIBA-Haustarif infor​miert und wie ist der Stand der Haustarif-Verhandlungen mit der ÖTV?

3. Laut Auskünften des ehrenamtlich bestellten Geschäftsführers der KIBA GmbH in Gründung wurde von der KIBA angestrebt, einen Haustarif orientiert an den Tarifverträgen zwischen der Hamburger Arbeit-Be​schäftigungsgesellschaft und der ÖTV abzuschließen. Das ist jedoch bei der bestehenden Tarifordnung der KIBA GmbH vom 01.02.94 keines​wegs der Fall. Vielmehr liegen die Lohnstufen noch unter der Hambur​ger Vereinbarung von 1992; die dort gegebene Möglichkeit eines Bewäh​rungsaufstiegs durch die Lohnstufen bei entsprechender Wahrnehmung

von Qualifizierungsangeboten fehlt; die dort festgelegten Zulagen für besonders schmutzige oder gefahrenträchtige Arbeiten fehlen; der dort festgelegte Anspruch von Arbeitnehmer/innen, die Vorarbeiter/innen​funktionen erfüllen, auf entsprechende Zulagen fehlt. Die Tariford​nung der KIBA enthält Zulagen - mit Ausnahme des Sozialzuschlags in Höhe von 150 DM pro Kind - nur in einer Form, die als Prämien für re​gelmäßiges Erscheinen zur Arbeit bezeichnet werden können. Sogar auf Vorarbeiter/innenzulagen haben diejenigen, die solche Funktionen aus​üben, keinen Anspruch. Darüber hinaus fehlt jeglicher Hinweis in der Tarifordnung darauf, daß eine Teilnahme an Qualifizierungsangeboten geplant bzw. in der Vergütung entsprechend bewertet wird.

Ist geplant, diese Haustarif-Ordnung in die Verhandlungen mit der ÖTV einzubringen?

4. Momentan sind in den Werkstätten der KIBA Arbeitnehmer/innen an ver​gleichbaren Arbeitsplätzen beschäftigt, deren Lohn um einige hundert DM unterschiedlich sein kann, da die früher Eingestellten angelehnt an die Tarife des Öffentlichen Dienstes entlohnt werden, während die KIBA-Tarifordnung wesentlich niedriger angesetzt ist.

Wie soll mit den zu erwartenden Konsequenzen für Arbeitsmotivation und Betriebsfrieden umgegangen werden?

5. Die augenblickliche Tarifordnung der KIBA GmbH in Gründung liegt vor. Nettolöhne von 1.400 DM dürften häufig ihre Folge sein.

Welche finanziellen Folgen hat es für den Sozialhaushalt der Stadt Kiel, wenn die bei der KIBA nach der vorliegenden Tarifordnung ent​lohnten Beschäftigten die bei den meisten wohl entstehenden Ansprüche auf zusätzliche Hilfe zum Lebensunterhalt wahrnehmen?

6. Laut Auskünften des ehrenamtlich bestellten Geschäftsführers der KIBA GmbH in Gründung wurde von der KIBA angestrebt, eine Personal​vertretung der Beschäftigten zu installieren.

Ist es richtig, daß die Beschäftigten stattdessen noch im Februar 1994 darauf verwiesen wurden, daß der Personalrat der Stadt Kiel für sie zuständig sei, obwohl er es spätestens mit Anerkennung der 

KIBA GmbH nicht mehr ist? Ist es richtig, daß die Geschäftsführung der KIBA plant, die Personalvertretung der KIBA zu strukturieren und zu bestimmen, welches Mitglied freigestellt wird?


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

b) Kieler Schloß                                               - Drs. 165 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung der Stadt Kiel fordert die Landesregierung auf, von ihren Plänen Abstand zu nehmen, der Einrichtung eines Spielcasinos im Kieler Schloß zuzustimmen. Die Pläne für die Realisierung eines Spielca​sinos in Kiel sind an anderer geeigneter Stelle im Stadtgebiet zu reali​sieren.

Ratsfrau   P a h n k e   (DIE GRÜNEN) beantragt getrennte Abstimmung


über die beiden Sätze des Antrages.

Ratsherr   W i t t   (CDU) beantragt namens seiner Fraktion Überweisung


in den Wirtschaftsausschuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:   Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 165 - Satz 1:   Abgelehnt - mit Mehrheit



Beschluß über Drs. 165 - Satz 2:   Abgelehnt - mit Mehrheit

c) Museum für Industrie- und Alltagskultur                     - Drs. 203 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Einrichtung eines Museums für Industrie- und Alltagskultur wird mit sofortiger Wirkung nicht weiterverfolgt.

Der Mietvertrag wird zum frühestmöglichen Zeitpunkt gekündigt.



Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

d) Wirtschaftsförderungsgesellschaft                           - Drs. 204 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

a) Der Magistrat wird in zwei Schritten von 15 auf 11 Mitglieder ver-




kleinert,

b) entsprechend werden in zwei Schritten die vorhandenen Ämter in 5




hauptamtlich verwaltete Sachgebiete zusammengefaßt,

c) die ehrenamtlichen Magistratsmitglieder werden jeweils zu Stellver​treterinnen oder Stellvertretern der hauptamtlichen Mitglieder für deren Sachgebiet berufen.



Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

e) Aufgabenkritik/Haushaltskonsolidierung                      - Drs. 211 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Nachdem die SPD-Ratsfraktion den og. Antrag nur im Magistrat gestellt hat, erkläre ich hiermit, daß die CDU-Ratsfraktion diesen Antrag als Fraktionsantrag für die Ratsversammlung übernimmt.

Ich bitte Sie, diese Vorlage als Antrag der CDU-Ratsfraktion auf die Ta​gesordnung der Sitzung der Ratsversammlung am 10. März 1994 zu setzen und eine Entscheidung der Ratsversammlung herbeizuführen.



Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

9. Betreff:  Finanzierung des Organisationsgutachtens             - Drs. 145 ​"Verwaltungsreformmodell Kiel"


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Die Ratsversammlung stimmt der Finanzierung eines Organisations​gutachtens mit Gesamtkosten von 400.000 DM grundsätzlich zu.

  2. Im Haushaltsjahr 1994 wird dafür eine außerplanmäßige Ausgabe von 150.000 DM genehmigt. Sie wird gedeckt durch eine außerplan​mäßige Einnahme von ebenfalls 150.000 DM aus einer Sonderbe​darfszuweisung des Landes Schleswig-Holstein.

  3. Der Restbetrag von 250.000 DM ist als Ausgabe für das Haushalts​jahr 1995 einzuplanen.


Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

10. Betreff:  Förderungsprojekte im Ziel-2-Gebiet                  - Drs. 210 ​- Programme EFRE und ESF -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Der Magistrat der Landeshauptstadt Kiel begrüßt die Entscheidung der EU-Kommission, Teile Kiels als Ziel-2-Gebiet im Rahmen der EU-Strukturverordnung auszuweisen.

2. Der Magistrat befürwortet die Verteilung der Strukturfondsmittel in 35 % für den Europäischen Sozialfonds (ESF) und 65 % für den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).

3. Der Magistrat schlägt dem Land Schleswig-Holstein anliegende Aufteilung und Verwendung der Strukturfondsmittel vor.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

11. Betreff:  Gründung einer Wirtschaftsförderungsgesellschaft     - Drs. 213 ​



(WfG Kiel) mbH


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Otto Kelling

Antrag: Die Arbeit der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kiel soll von partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen allen Gesellschaftern geprägt sein, d. h. sie muß auf einem breiten Konsens beruhen. Die Gesellschafter verpflichten sich, in den Gremien der Gesellschaft im Sinne dieses Konsensprinzips zu handeln.

Dieser Beschluß soll als Präambel Bestandteil des Gesellschaftsver​trages - Beschluß Ratsversammlung vom 17. Februar 1994/DS 75 - wer​den.

11. Gründung einer Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kiel          - Drs. 213 -

Diese Vorlage wurde außerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Ratsherr

Dr.   G r a n e r   (CDU) stellt namens seiner Fraktion folgen-


den Ergänzungsantrag:

"Diesem Konsensprinzip dient auch der Abstimmungsmodus für den Aufsichts​rat, wie er anläßlich der Gründungsversammlung am 7. März 1994 im § 10


Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages niedergelegt ist."


Beschluß über diese Ergänzung:   Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß lüber Drs. 213 in der vorliegenden Fassung:


Nach Antrag - mit Mehrheit

12. Betreff:  Abberufung eines Prüfers des                         - Drs. 134 ​Rechnungsprüfungsamtes


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Der Diplomingenieur (FH) Herr Peter Heinz wird gemäß § 115 Abs. 2

der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein als technischer Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes - vorbehaltlich der Zustimmung der Kom​munalaufsichtsbehörde - abberufen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  Konkrete Mitwirkungs- und Entscheidungsmöglich-      - Drs. 166 




​keiten auf kommunaler Ebene für ausländische




Einwohnerinnen und Einwohner


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Der Bildung einer kommunalen Ausländervertretung (KAV) wird nach

Maßgabe einer noch zu beschließenden Satzung, Wahlordnung und Ge​schäftsordnung zugestimmt. Die Verwaltung wird beauftragt, alle er​forderlichen Beschlußunterlagen vorzubereiten und die entstehenden Kosten zu benennen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) teilt mit, daß gemäß Magistratsbe​schluß vom 9. März 1994 im Satz 2 des Antrages hinter den Worten "Die Ver​waltung wird beauftragt" die Worte "bis zum 30. September 1994" einzufügen sind.


Beschluß über Drs. 166 einschl. dieser Ergänzung:  einstimmig

14. Betreff:  Kommunale Umweltverträglichkeitsprüfung              - Drs. 152 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: 1. Zur Regelung des Verfahrens der kommunalen UVP wird die anlie-

gende "Richtlinie der Landeshauptstadt Kiel über die Durchfüh​rung der kommunalen Umweltverträglichkeitsprüfung bei raumbe​deutsamen Planungen und baulichen Vorhaben" beschlossen.

2. Die UVP-Leitstelle im Umweltschutzamt wird beauftragt, nach Ab​lauf von zwei Jahren einen Erfahrungsbericht vorzulegen, der eventuell notwendige Nachbesserungen und Ergänzungen dieser Richtlinie benennt.


Im Umweltausschuß:

Einstimmig bei einer Enthaltung beschlossen mit der Maßgabe, daß der letzte Halbsatz von Ziffer 2 des Antragstextes "der eventuell notwendige Nachbes​serungen und Ergänzungen dieser Richtlinie benennt" gestrichen wird.

Der Bauausschuß behandelt die Vorlage in seiner Sitzung am 03.03.1994; das Beratungsergebnis wird mündlich vorgetragen.

Erledigt durch endgültigen Beschluß des Magistrats in seiner Sitzung am


09.03.1994.


Zurückgezogen

15. Betreff:  Abfallwirtschaftskonzept Kiel                        - Drs. 92 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: 1. Dem Abfallwirtschaftskonzept in der vorliegenden Fassung wird





zugestimmt.

2. Sofern für die Durchführung der Maßnahmen zusätzliche Mittel bzw. Stellen notwendig sind, die über die im Haushaltsplan 1994 vorgesehenen Mittel und Stellen hinausgehen, sind der Selbstver​waltung zu gegebener Zeit entsprechende Einzelvorschläge vorzu​legen.

15. Abfallwirtschaftskonzept Kiel                                  - Drs. 92 -


Ratsherr

R o g a c k i   (CDU) beantragt namens seiner Fraktion Überwei-


sung in den Umweltausschuß, hilfsweise Vertagung.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag der Überweisung:


Abgelehnt - mit Mehrheit


Vertagt

16. Betreff:  Ablagerungsgebühren für Straßenkehricht -            - Drs. 131 




​Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe -




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung







des Magistrats


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Zugestimmt wird der Leistung einer sofortigen überplanmäßigen Aus​gabe in Höhe von 135.000,-- DM bei der HHSt. 675.6793 - Sonstige innere Kostenerstattungen -.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der HHSt. 720.6793 - Sonstige innere Kostenerstattungen -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Neubau des Feuerwehrhauses der Freiwilligen          - Drs. 144 



​Feuerwehr Kiel-Mitte


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz

Antrag: 1. Das Raumprogramm wird von 325 m  um 10 %, das sind 33 m , auf





358 m  erhöht.

2. Bei der Haushaltsstelle 130.025.940 - Neubau des Feuerwehrhauses der FF Kiel-Mitte - wird einer überplanmäßigen Ausgabe hierfür in Höhe von 75.900,00 DM zugestimmt.

3. Die Mehrausgabe wird gedeckt durch folgende Einnahmen:

3.1 Eigenleistung der Freiwilligen Feuerwehr 

hier: Erstattung der erbrachten Umzugsleistungen sowie Ne​benarbeiten der Freiwilligen Feuerwehr durch das Tiefbauamt aus der Baumaßnahme Joachimplatz in Höhe von 23.600,00 DM.

3.2 Erhöhung der Zuweisung zur Förderung des Feuerlöschwesens gemäß § 31 FAG als Projektförderung um 82.000,00 DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Grundinstandsetzung und Modernisierung des           - Drs. 109 ​Frauenhauses Kiel, Rendsburger Landstraße 127


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Auf der Grundlage des Kostenanschlages des Hochbauamtes vom

25.08.1993 ist im Frauenhaus in der Rendsburger Landstraße 127 die Grundinstandsetzung und Modernisierung durchzuführen.

Der vom Hochbauamt aufgestellte Kostenanschlag schließt mit 337.700,00 DM ab.

Die Ausgaben werden geleistet aus Mitteln der Haushaltsstelle 880.007.941 - Grundinstandsetzungen und Modernisierung an städti​schen Wohngebäuden - (Ansatz 1994: 400.000,00 DM). Bei dieser Haus​haltsstelle wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 200.000,00 DM zugestimmt, deren Deckung durch Mehreinnahmen von je 100.000,00 DM bei den beiden neu einzurichtenden Haushaltsstel​len 880.007.365 - Zuschüsse von öffentlichen wirtschaftlichen Un​ternehmen - und 880.007.367 - Zuschüsse von übrigen Bereichen - er​folgt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Beirat für Seniorinnen und Senioren in Kiel          - Drs. 143 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: In den Beirat für Seniorinnen und Senioren in Kiel werden folgende Kandidaten/innen gewählt:



Stimmbezirk 1:
Eva Bollmann





Kurt Steputat



Stimmbezirk 2:
Dr. Johanna Kolbe





Joachim Hall



Stimmbezirk 3:
Rolf Tenner

Heinz Kistenmacher



Stimmbezirk 4:
Ingeburg Harder





Ilsetraud Rank



Stimmbezirk 5:
Lieselotte Korscheya





Bert Giencke



Stimmbezirk 6:
Rudolf Jeguschke





Johannes Vierck



Heimbeiräte:
Mary Rubert





Jürgen Bock

Reichsbund der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten, Sozial​rentner und Hinterbliebenen e. V.:





Luise Reisinger





Reinhold Rösser

Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten und Sozial​rentner Deutschlands e. V.:

Alfrede Fleinert

Karl-Heinz Kramer



Gewerkschaften:  Willi Dethloff (DGB)

Christa Fischer (DAG)



"ALTERnative", Zeitung (nicht nur) für Senioren:





Hannelore Uhrig


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Erlaß einer Satzung für das Jugendamt der            - Drs. 138 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: Die als Anlage beigefügte Neufassung der Satzung für das Jugendamt der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen. Sie tritt unverzüglich in Kraft. Gleichzeitig tritt die seit dem 01.01.1987 geltende Sat​zung für das Jugendamt der Landeshauptstadt Kiel außer Kraft.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Änderung des Sanierungsrahmenplanes zum förmlich     - Drs. 146 ​festgesetzten Sanierungsgebiet Kiel Pries-




Friedrichsort


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der als Anlage beigefügte geänderte Sanierungsrahmenplan zum förm​lich gestgesetzten Sanierungsgebiet Kiel Pries-Friedrichsort wird als städtebauliche Zielplanung und als Grundlage für die Durchfüh​rung der weiteren Sanierung beschlossen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

22. Betreff:  Bebauungsplan Nr.727 für das Baugebiet Kiel-Pries,   - Drs. 147 ​Koppelberg, Zum Badestrand, Grüffkamp (erneuter




Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Der Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 16.02.1984 und der Satzungsbeschluß der Ratsversammlung vom 15.11.1984 für den Be​bauungsplan Nr. 727 wird aufgehoben.

b) Für das Baugebiet Kiel-Pries, Koppelberg, Zum Badestrand, Grüff​kamp, wird der erneute Entwurfsbeschluß für den Bebauungsplan Nr. 727 entsprechend dem in der Sitzung aushängendem Plan ge​faßt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 688 - Teil II - für das            - Drs. 148 




​Baugebiet Kiel-Mitte, südlich Adelheidstraße,




zwischen Schaßstraße und Prüne (erneuter




Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Für das Baugebiet Kiel-Mitte, südlich Adelheidstraße, zwischen Schaßstraße und Prüne, wird der Entwurfsbeschluß der Ratsver​sammlung vom 10.06.1982 für den Bebauungsplan Nr. 688

- Teil II - aufgehoben. Der Entwurfsbeschluß für den Teilbe​reich I des Bebauungsplanes Nr. 688 bleibt von diesem Beschluß unberührt.

b) Für das Baugebiet Kiel-Mitte, südlich Adelheidstraße, zwischen Schaßstraße und Prüne, wird der Bebauungsplan Nr. 688

- Teil II - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlossen.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes        - Drs. 149 




​Nr. 664 für das Baugebiet Kiel-Projensdorf,




südlich Steenbeker Weg zwischen B 503 und




Schwarzer Weg (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.

Die Bedenken und Anregungen von Herrn Helge Hafner, Achter-

kamp 74, 24106 Kiel, zum Entwurf der 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 664, der vom 29.11.1993 bis 29.12.1993





öffentlich ausgelegen hat, werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Projensdorf, südlich Steenbeker Weg, zwischen B 503 und Schwarzer Weg wird die 1. Änderung und Er​gänzung des Bebauungsplanes Nr. 664 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  1.(vereinfachte) Änderung des Bebauungsplanes Nr.    - Drs. 150 




​665 für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort,




"Tennispark Nord", nördlich Koppelberg, östlich




Gewerbegebiet Redderkoppel (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort, "Tennispark Nord", nördlich Koppelberg, östlich Gewerbegebiet Redderkoppel, wird die 1. (ver​einfachte) Änderung des Bebauungsplanes Nr. 665 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 822 für das Baugebiet              - Drs. 151 




​Kiel-Mitte, Flämische Straße, Alter Markt,




Dänische Straße, Burgstraße und Eggerstedtstraße




sowie Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 455




(Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 822, der vom 21.05.1993 bis 21.06.1993 öffentlich ausgele​gen hat, von





a) den Stadtwerken Kiel AG






werden berücksichtigt;





b) Herrn Rechtsanwalt Erk Reimer Heyen, Schloßgarten 6,






24103 Kiel






werden teilweise berücksichtigt;





c) Herrn Rechtsanwalt Erk G. Heyen, Kallisenstr. 16,






24837 Schleswig,





d) dem Landesamt für Denkmalpflege






werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Flämische Straße, Alter Markt, Dänische Straße, Burgstraße und Eggerstedtstraße wird der Be​bauungsplan Nr. 822 entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung des in der Sitzung aushängenden Bebauungsplanes Nr. 455 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Alter Markt, Dänische Straße, Burgstraße und Eggerstedtstraße als Satzung beschlossen.

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Stadtwerke Kiel AG und die dort

Beschäftigten wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  Einziehung von Verkehrsflächen im Stadtgebiet Kiel   - Drs. 153 



​hier: Parkplatz an der Eckernförder Straße/





Ecke Gutenbergstraße


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, den Parkplatz an der Ek​kernförder Straße/Ecke Gutenbergstraße gemäß § 8 Abs. 2 des Stra​ßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44) für den öf​fentlichen Verkehr einzuziehen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  Neufassung der Ausbaubeitragssatzung                 - Drs. 154 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung von Beiträ​gen nach § 8 KAG für Straßenbaumaßnahmen (Ausbaubeitragssatzung) wird entsprechend dem in der Anlage beigefügten Wortlaut beschlos​sen.

Stadtbaurat   Dr.   F l a g g e   (SPD) teilt mit, § 2 Abs. 2 Ziffer 7 müs​se um die Worte "einschließlich Sicherheitsstreifen" ergänzt werden.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig

29. Betreff:  Neufassung der Erschließungsbeitragssatzung          - Drs. 155 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung von Er​schließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung) wird entspre​chend dem in der Anlage beigefügten Wortlaut beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  Änderung der Allgemeinen Tarifpreise für Gas         - Drs. 140 



​der Stadtwerke Kiel AG zum 1. April 1994


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gem. § 12 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustim​men:

"Der Absenkung des Grundpreistarifes II der Allgemeinen Tarifpreise Gas (Heizgastarif) um 0,2 Pf/kWh ab 1. April 1994 wird zugestimmt."

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Stadtwerke Kiel AG und der VVK sowie die dort Beschäftigten wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.

Ratsfrau Nitschke-Frank (Ratsfraktion DIE GRÜNEN) stellt namens ihrer Frak​tion folgenden Änderungsantrag:

"Die vorgesehene Gaspreissenkung soll über eine Absenkung der Grundpreise


vorgenommen werden."


Beschluß über diesen Änderungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 140:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

31. Betreff:

Änderung der Wasserpreise der Stadtwerke Kiel AG     - Drs. 141 -







zum 1. April 1994


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder in schriftlichem Verfahren gemäß § 12 Ab. 4 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustim​men:





"Ab 1. April 1994 gelten im Versorgungsgebiet der Stadtwerke





Kiel AG die neuen in der Anlage 1 (zur Vorlage der Stadtwerke

Kiel AG vom 09.02.1994) aufgeführten Tarifpreise für die Versorgung mit Wasser."

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Stadtwerke Kiel AG und der VVK sowie die dort Beschäftigten wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

32. Kleine Anfragen 

a) Ausgestaltung des Asylbewerberleistungsgesetzes             - Drs. 163 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor: 1. Kleiderkammer der Stadt Kiel:

a) Wohin fließen die Überschüsse der Kleiderkammer, die durch den Verkauf oder die Nichteinlösung der Gutscheine durch die Asylbe​werber/innen entstehen?

b) Durch welche Sammlungen wird die Kleiderkammer bestückt?

c) Werden die Spender/innen darüber informiert, daß die Kleidungs​stücke verkauft werden?



2. Heizungspauschale:

a) Wie ist für ca. 8 m  Wohnfläche und die Nutzung eines Gemein​schaftsraumes der veranschlagte Preis von 54,-- DM/Monat zustande gekommen?

b) Wie hoch sind die Energiekosten, die in den Flüchtlingskontainern in den verschiedenen Stadtteiilen anfallen?

3. Wie werden die 300,-- DM Miete gerechtfertigt, die ein/e Asylbewer​ber/in zu zahlen hat, wenn sie oder er einen Verdienst hat, der über dem Sozialhilfesatz liegt - ohne daß eine Möglichkeit bestünde, in eine preiswertere Unterkunft umzuziehen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

33. Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

34. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe beim Sammelnachweis 642       - Drs. 192 ​- Deckungsring 954 - Beiträge zur Eigenschaden-




versicherung


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Beim Sammelnachweis 642 - Deckungsring 954 - Beiträge zur Eigen​schadenversicherung - wird einer überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 124.200,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltstelle 4000.150 - Zahlungen für Schadensfälle -


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff:  Neubau der Theodor-Heuss-Schule                      - Drs. 180 ​- Mehrkosten -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Für den Neubau der Theodor-Heuss-Schule wird der Erhöhung der Gesamtkosten um 963.800 DM auf 9.863.800 DM zugestimmt.



2. Die Mehrkosten werden im Haushaltsplan 1995 berücksichtigt.

3. Die Bauverwaltung wird ermächtigt, die Bauleistungen ganz oder teilweise schlüsselfertig zu vergeben.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 188 ​331.007.940 - Erfüllung von Sicherheitsauflagen

im Bereich der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 331.007.940 wird für die Erfüllung von Si​cherheitsauflagen im Schauspielhaus einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 190.000,-- DM zugestimmt.



Die Mehrausgabe wird gedeckt durch

- eine Mehreinnahme bei der Haushaltsstelle 27.101.367 - Zuschuß aus der Hessenmüller-Stiftung für die Gorch-Fock-Schule -

in Höhe von                                         100.000,-- DM und

- eine Minderausgabe bei der Haushaltsstelle 352.001.9352 - EDV in der Stadtbücherei -




in Höhe von                                          90.000,-- DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO                 - Drs. 193 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag: Der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

74.500,-- DM bei der neueinzurichtenden Haushaltsstelle 4683.711 - An das Land für zentrale Aufgaben - wird zugestimmt.

Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Mehrreinnahmen bei der Haus​

haltsstelle 4683.161 - Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaus​halts vom Arbeitsamt -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff:  Stiftung "Jugend in Kiel"                            - Drs. 194 



​hier: Neuwahl des Stiftungsvorstandes


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: In den Vorstand der Stiftung "Jugend in Kiel" werden folgende



Mitglieder gewählt:




1. Herr Rolf Schroedter





Sozialdezernent

vorgeschlagen von der Landeshauptstadt Kiel




2. Herr Eckehard Raupach

vorgeschlagen von der SPD-Ratsfraktion




3. Herr Gert Meyer

vorgeschlagen von der CDU-Ratsfraktion




4. Herr Horst Möller

vorgeschlagen von der F.D.P.-Ratsfraktion




5. Frau Christiane Pahnke





vorgeschlagen von der Ratsfraktion "DIE GRÜNEN"




6. Herr Steffen Etzel

vorgeschlagen von der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbände




7. Herr Axel Wichelmann





vorgeschlagen vom Kieler Jugendring




8. Herr Günther Martens

vorgeschlagen von der Schleswig-Holsteinischen Gesellschaft für Einrichtungen der Jugendpflege




9. Herr Joachim Ogurreck

Leiter des Jugendamtes





vorgeschlagen von der Landeshauptstadt Kiel



10. Frau Annegret Bergmann





Frauenbeauftragte

vorgeschlagen von der Landeshauptstadt Kiel

Der Jugendhilfeausschuß hat der Vorlage in seiner Sitzung am 03.03.1994


zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

39. Verschiedenes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste und erste Sitzung der neu gewählten Ratsversammlung am 28. April 1994 stattfindet.


Es handelt sich um die konstituierende Sitzung.


Stadtpräsidentin
1. Schriftführerin       2. Schriftführerin



1. Stellv.




Schriftführer

Protokollführer

